
Frauenhosenlupf im Ständerat: Für ihre Standhaftigkeit haben diese drei Frauen -  wie 
auch Ratspräsidentin Josi Meier -  ein herzliches Danke verdient. Sie Hessen sich von ihren 
bürgerlichen Kollegen nicht unter Druck setzen und votierten geschlossen für die liberalere 
Einsichtsvariante. Diese konsequente Haltung setzte nicht zuletzt Bundesrat Koller unter 
Druck. Zum ersten Mal forderte er das Parlament «im Namen der Betroffenen» (!) dazu 
auf, endlich zu entscheiden. 87:65 für die Dossier-Einsicht lautete das klare Resultat.

□Endlich Einsicht !
Ein Jahr Zeit nahmen sich die Eidge­
nössischen Räte, um das Dossierein­
sichtsverfahren zu regeln. Jetzt ist 
die Entscheidung gefallen: Der Na­
tionalrat hatte ein «Einsehen» und 
akzeptierte die vom Ständerat erar­
beitete Lösung. Die einstigen Visio­
nen von Fairness, Grosszügigkeit 
und vorbehaltloser Ehrlichkeit sind 
verflogen. Geblieben ist ein Kompro­
miss...

Verordnen

Koller fürchtet die 
Demokratie und 
flüchtet in die 
Verordnung
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Briefe schreiben

700 Unterschriften 
bringen das Parla­
ment doch noch 
zur Einsicht
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Fichieren

Das EJPD flippt auf 
neue Computer -  
hängen bleiben 
Menschen

Seite 12

Das ist nicht glorios, aber besser als 
nichts. Besser vor allem als der Ver­
such einer Handvoll Rechtsbürgerli­
cher rund um den Waadtländer Na­
tionalrat und Ex-Polizeichef Jean- 
François Leuba, die Dossiereinsicht 
zur Schadenersatz-Farce umzudefi­
nieren, durch juristische Schikanen 
zu verunmöglichen.
Zum Glück gab es genug Parlamen­
tarierinnen -  in erster Linie im Stän­
derat -  welche die staatspolitische 
Tragweite dieser Sache erkannten. 
Zum Glück gelang es ihnen, über 
Parteigrenzen hinweg eine Allianz 
des minimalen Anstands zu bilden. 
Das klare Ergebnis im Nationalrat 
beweist auch, dass hartnäckiger öf­
fentlicher Druck doch ab und zu sei­
ne Wirkung tut. Dazu gehören so­
wohl die 700 Unterzeichnerinnen ei­
nes Offenen Briefes wie auch die un­
ermüdlichen Anstrengungen unseres 
Komitees.
Doch machen wir uns nichts vor. 
Noch immer haben viele Parlamenta­
rierinnen nicht wirklich begriffen, 
dass eine Einsicht ohne Umschweife, 
ohne falsche Rücksichten auf den ei­
genmächtigen Schnüffelapparat ei­
gentlich eine Selbstverständlichkeit 
wäre. Die «classe politique» hält das 
Selbstverständliche nach wie vor für 
ein (zu) grosszügiges Geschenk.
Wir haben um die Gewährung einer 
Selbstverständlichkeit gekämpft, und 
mit Erfolg. Die Kehrseite ist: Wir 
sind heute finanziell ausgebrannt. 
Fazit: Der Ball liegt jetzt wieder bei 
den Betroffenen. Jetzt beginnt die 
Kleinarbeit rund um die Dossier- 
Einsicht Damit wir diese Arbeit -  im 
Interesse der Betroffenen -  weiter 
leisten können, brauchen wir jetzt 
wieder finanzielle Unterstützung: 
HOLT EURE DOSSIERS UND 
RETTET UNSER KOMITEE !
(Der Einzahlungsschein liegt bei).



Mitglieder des Komitees empfangen die Ständeräte vor dem Bundeshaus

Es geschehen noch kleine Wunder. 
Nach dem wiederum äusserst knap­
pen Entscheid im Ständerat -  23 zu 
22 Stimmen für die Kompromisslö­
sung -  witterten die Hardliner im 
Nationalrat, Leuba und Ducret, 
Morgenluft. Sie konnten es wieder 
nicht lassen und stellten am 21. Sep­
tember 92 erneut Minderheitsanträ­
ge «zugunsten» einer faktischen 
Einsichtsverweigerung.
Die Rechnung ihres taktischen Ma­
növers ging aber für einmal nicht 
auf. Bundesrat Koller war sichtlich 
genervt, fürchtete um die Betroffe­

nen (!) und die zur Untätigkeit ver­
bannten Mitarbeiter des Sonderbe­
auftragten. Nationalrat Bonny (für 
einmal nicht so «ugly» wie im letz­
ten Fichen-Fritz), votierte gegen sei­
ne FDP-Fraktion. Die CVP-Fraktion 
stellte sich endlich klar hinter den 
Ständerat. Damit war der Um­
schwung erreicht.
Allerdings: Die ständerätliche Kom­
promiss-Lösung ist keine gute Lö­
sung. Oder anders ausgedrückt: Ein 
Sieg mit Einschränkungen. Dass 
eine frühere Gut’sche Wortklauberei 
herhalten musste, um wenigstens ei­

nem Teil der Fichierten Einsicht in 
die Akten zu ermöglichen, hinter­
lässt einen bitteren Nachgeschmack. 
Nur wer im allerersten Einsichts­
brief ausdrücklich Fichen und Akten 
verlangte, soll diese heute auch er­
halten. Und auch dann nur, wenn ein 
genügendes Interesse von seiten der 
Betroffenen klargemacht werden 
kann. Der Sonderbeauftragte René 
Bacher ist es, der es in der Hand hat, 
diese Gummiparagraphen in die Tat 
umzusetzen. Und an uns liegt es, für 
möglichst viele Betroffene die Ak­
teneinsicht zu erkämpfen.

Der Beschluss
Art. 2 Geltungsbereich 
Er (der Bundesbeschluss, Anm. 
Red.) gilt nicht für Strafverfah­
rensakten, wenn das Verfahren 
am 16. Mai 1990 noch nicht 
eingestellt oder durch Urteil ab­
geschlossen worden ist.
Art. 4
1) Personen, die bereits vor 
dem 1. April 1990 Dossierein­
sicht* verlangt haben und in 
der Hauptregistratur des Poli­
zeidienstes verzeichnet sind, 
werden angefragt, ob sie ihr 
Einsichtsgesuch aufrechterhal­
ten.
2) Halten Sie innert 30 Tagen 
schriftlich an ihrem Gesuch 
fest, wird ihm entsprochen, 
wenn sich das geltend gemach­
te Interesse nicht als offensicht­
lich gering erweist und die Ge­
währung der Einsicht nicht ei­
nen unverhältnismässigen Auf­
wand erfordert.

* Dies bedeutet, dass nur noch 
diejenigen Personen, die da­
mals neben ihre Fiche auch 
ausdrücklich Einsicht in ihre 
Akten oder Dossiers verlang­
ten, Einsicht erhalten sollen. 
Wer damals nur die Fiche ver­
langte, soll jetzt vom Dossier- 
Einsichtsverfahren ausge­
schlossen werden.

Dossiereinsicht zum Letzten
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tionale Frauenliga für Frieden u. Freiheit; 
Junger Landesring der Schweiz JLdU; Jung- 
sozialistlnnen Schweiz JUSA; Komitee ge­
gen die Aushöhlung des Asylrechts; Kriti­

sches Forum Uri KFU; Landesring der Unab­
hängigen LdU; Ligue Suisse des Droits de 
l’Homme; Mouvement Anti Apartheid MAAS; 
MOZ Zürich; Netzwerk für Selbstverwaltung; 
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AUSGEBRANNT!
Das lange Tauziehen um die Dossier-Einsicht hat nun doch ein glückliches Ende. Wir 
könn(t)en uns auf die Schultern klopfen. Doch: Auch diese Medaille hat zwei Seiten. Der lange 
Weg, der zum Erfolg führte, hat fatale Konsequenzen für unsere Kasse. Während der Fichen­
delegierte Bacher und seine Mannen lange zur -  allerdings gut bezahlten -  Untätigkeit gezwun­
gen waren, hatte das Komitee «Schluss mit dem Schnüffelstaat» immer mehr Arbeit aber 
langsam und stetig kein Geld mehr! Nur noch gerade 6’000.- Schweizer Franken sind auf dem 
PC-Konto 30-4469-3, bei weitem nicht genug, um die vielen auf uns zukommenden Aufgaben 
seriös wahrzunehmen. Deshalb unsere dringende Bitte: Benützt den beiliegenden Einzahlungs­
schein für eine Spende und/oder den Mitgliederbeitrag 92 oder 93. Helft uns bei der «Anwer­
bung» von neuen Spenderinnen und Mitgliedern. Nur dank Ihren Spenden können wir weiter­
machen. Im voraus herzlichen Dank!
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Mit ISIS wird die Compute- 
risierung des Schnüffel­
staates eingeläutet
Der politische Fahrplan wird zurzeit 
von EWR und Eurolex bestimmt. 
Nur wenige haben bemerkt, dass 
Schnüffelminister Koller im Wind­
schatten der Euro-Debatte im Bun­
desrat eine Verordnung durch­
drücken konnte, welche die Grund­
lage für ein computerisiertes Staats- 
schutz-Informationssystem (ISIS) 
bildet. Die fehlende Aufmerksam­
keit steht im umgekehrten Verhält­
nis zur Tragweite des Handstreichs, 
zu demsich bezeichnenderweise we­
der Parteien noch Kantone äussern 
konnten.
Ein Vernehmlassungsverfahren 
wurde dieses Mal -  im Gegensatz zu 
1990 -  nicht mehr durchgeführt! 
Dass gleichzeitig eine konsultative 
Staatsschutzkommission eingesetzt 
wurde (siehe Artikel auf der letzten 
Seite: Die glorreichen Zwölf), der 
niemand ausserhalb des bürgerli­
chen Spektrums, dafür bezeichnen­
derweise aber ein Grossbankenver­
treter angehört, macht die Sache 
auch nicht besser. Augenfälliger 
könnte kaum illustriert werden, dass 
Staatsschutz nichts anderes als 
Herrschaftssicherung bedeutet und 
die herrschenden Verhältnisse vor 
Veränderung schützen möchte.

Das künftige Gesetz wird 
präjudiziert
Auch das Vorgehen ist mindestens 
doppelt undemokratisch. Dass eine 
Verordnung und kein Gesetz erlas­
sen wird, führt dazu, dass weder das 
Parlament noch -  über das Referen­
dum -  das Volk mitsprechen kön­
nen. Dabei ist nicht erst seit der Ver­
abschiedung des Datenschutzgeset­
zes klar, dass die Bearbeitung von 
besonders sensiblen Personendaten 
-  um die es beim Staatsschutz geht -  
nur aufgrund einer formell-gesetzli­
chen Grundlage zulässig ist. Schon 
1990 versuchte der Bundesrat ein 
erstes Mal, die Staatsschutztätigkeit 
in einer Verordnung zu regeln (s. 
auch Fichen-Fritz Nr. 4, November 
1990). Aufgrund massiver Kritik im 
Vernehmlassungsverfahren -  bis hin 
zur Partei Kollers, der CVP -  muss­
te er diesen Versuch damals abbre­
chen und den Weg eines Staats- 
schutzgesetzes beschreiten, dessen 
Entwurf in der Vernehmlassung we­
gen der freiheitsbedrohenden Aus­
wirkungen aber ebenfalls auf starke 
Kritik, so u.a. von FDP und CVP, 
gestossen ist. Heute macht der 
Bundesrat nun ohne Vernehmla- 
sung genau das, was damals for­
mell und inhaltlich abgelehnt wor­
den war.

RIPOL als Vorbild
Dass die vorliegende Verordnung 
als provisorisch bezeichnet wird.

hilft auch nicht weiter. Bereits ein­
mal -  beim Fahndungscomputer RI­
POL -  ist vordemonstriert worden, 
was der rechtlich, politisch und de­
mokratisch fragwürdige Weg über 
eine provisorische Verordnung 
praktisch bedeutet. Zuerst wird -  in 
der alleinigen und angemassten 
Kompetenz der Exekutive -  das Sy­
stem eingerichtet und die Daten 
computerisiert, und später -  wenn 
das System längst läuft -  darf der 
eigentlich zuständige Gesetzgeber 
die Rechtsgrundlage irgendwann 
einmal nachliefem. Das Nein des 
Parlaments -  oder über das Referen­
dum des Volkes -  ist nicht vorgese­
hen. Die Computerisierung des 
Schnüffelstaates soll ohne formell­
demokratische Legitimation durch­
gezogen werden, so gross ist das Be­
dürfnis nach elektronischen Fichen 
und die Angst vor einem Volks- 
Nein bei einem Referendum.

Vorläufig keine Staats- 
schutzdebatte
Eigentlich wäre jetzt, nachdem das 
Gespenst des Kommunismus nicht 
mehr existiert und der ’Terrorismus’ 
-  der ja sowieso immer vom Straf­
gesetz erfasst war -  keinen Schrek- 
ken mehr erzeugt, eine Grundsatz­
debatte über die Notwendigkeit ei­
nes präventiven Staatsschutzes bzw. 
der politischen Polizei in einer frei­
heitlichen Gesellschaft angesagt 
(wie auch der aus dem kalten Krieg

stammenden Staatsschutzdelikte im 
Strafgesetzbuch). Staatt diese drin­
gend nötige Diskussion demokra­
tisch zu führen, so wie es in der 
staatlichen Kompetenzordnung un­
ter Einbezug des Parlaments und des 
Volkes vorgesehen ist, präjudiziert 
der Bundesrat mit ISIS die Fort­
schreibung des alten Schnüffelstaa­
tes ins Computerzeitalter. Die SoS- 
Initiative («Schweiz ohne Schnüf­
felpolizei») wird ihn früher oder 
später dazu zwingen, sich dieser 
Diskussion zu stellen. Inzwischen 
sind, wie der Rückfall ins Fichenzei­
talter zeigt, wieder alle Befürchtun­
gen zugelassen.

Neue Schnüffelweisungen
Die vom Bundesrat am 9. Septem­
ber 92 verabschiedeten Weisungen 
über die Durchführung des 
Staatsschutzes beweisen es: Wie zu 
.«alten Zeiten» soll flächendeckend 
bespitzelt und registriert, gesammel­
te Daten ungehindert weitergegeben 
werden. Neu dabei ist lediglich der 
Vorwand für das «intensive Sam­
meln von Informationen über Per­
sonen oder Vereinigungen zur 
Feststellung von Tätigkeiten, die 
vom Staatsschutzauftrag erfasst 
werden»: Gewalttätiger Extremis­
mus, Terroristische Aktivitäten, 
Nachrichtendienstliche Aktivitäten, 
Organisiertes Verbrechen oder eben 
alle Personen, die solche Bestre­
bungen «begehen, befürworten 
oder in Kauf nehmen»! Fichenein­
träge wie etwa «A. steht eindeutig 
für den ’Kampf’ des... ein» aufgrund 
eines Leserbriefs oder «Das Jouma- 
listenteam im Pressebüro F. unter­
stützt auf seine Art die Bestrebun­
gen und Aktionen der...» aufgrund 
eines Zeitungsartikels werden also 
künftig weiterhin die Regel bleiben.

Bundesrat Koller: Geübter 
Wortbrecher
Am 12. April 1991 anlässlich einer 
Konferenz der kantonalen Justiz- 
und Polizeidirektoren-Konferenz er­
klärte Koller dezidiert: «Diese heik­
le Staatsaufgabe (Staatsschutz) 
muss auf GESETZESSTUFE klar 
geregelt werden... Nur eine Min­
derheit befürwortet den Erlass ei­
ner vorläufigen Verordnung». 
Grosse Worte eines Bundesrats. So 
ganz ernst war es ihm aber wohl 
doch nicht mit diesem Versprechen. 
Kleiner Trost: Für einmal übt sich 
Koller nicht gegenüber den Fichier- 
ten im Wortbruch, sondern gegen­
über Kantonen und Parteien. Da gibt 
es nur eine Forderung: Übung so­
fort abbrechen!
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ISIS heisst das neue Zauberwort 
aus der Taubenstrasse. Fichen- 
Fritz zeigt hier die wichtigsten Be­
griffe aus diesem neuen «Big Brot­
her».
Die im ISIS-System gesammelten 
und gespeicherten Daten -  nament­
lich «Informationen in den Daten­
banken Staatsschutz und nicht­
staatsschutzrelevante Strafverfah­
ren» -  sollen vorerst mit verschiede­
nen Codes versehen werden:
♦  p-Code steht für provisorisch;
♦  g-Code für gesicherte Vorgangs­

daten;
♦  u-Code für ungesicherte Vor­

gangsdaten;
♦  k-Code für kontrolliert.
♦  Aufbewahrungsdauer: bis zu 

30 Jahren!

Die Computerdaten über präventiv­
polizeiliche Abklärungen und Mass­
nahmen sollen bis zu 15 Jahren, die­
jenigen aus Verfahren bis zu 30 Jah­
ren aufbewahrt werden! Der Bun­
desrat beweist damit, dass er aus 
dem Fichenskandal rein gar nichts 
gelernt hat. Wie hielt doch die PUK 
in ihrem Bericht fest:
«Die PUK hat in konkreten Fällen 
festgestellt, dass nicht selten aus un­
sicheren Quellen stammende In­
formationen zu einem späteren 
Zeitpunkt als Tatsachen dargestellt 
und nachrichtendienstlich verwendet 
wurden. Hinzu kommt, dass die In­

formationen zu einem grossen Teil 
durch Zeitablauf entweder wertlos 
oder unrichtig geworden sind... 
und aufgrund von unrichtigen und 
überholten Informationen zwangs­
läufig falsche Schlüsse gezogen, 
durch die Weitergabe derartiger Da­
ten Persönlichkeitsrechte verletzt 
werden.»

Weitergabe von Daten an Private:
Trotz heftiger Kritik aus den eige­
nen Reihen hält der Bundesrat stur 
an der Weitergabe von BUPO-Daten

an Private wie auch an einen uferlo­
sen Kreis von Amtsstellen fest. In 
der Vernehmlassung zum Staats­
schutzgesetz hält u.a. die FDP fest: 
Die Weitergabe von Daten an Priva­
te ist «...mindestens psychologisch 
problematisch, ...besonders hei­
kel...» und die CVP etwa meint: «Es 
bestehen starke Bedenken, ob an 
Private Informationen weitergege­
ben werden sollen...». In der IS1S- 
Verordnung werden über 20 Stellen 
und Ämter aufgezählt, die Zugriff 
zu den BUPO-Daten haben sollen.

Jetzt bestellen: 
DOK IS IS
Die Verordnung zu ISIS wie 
auch die dazugehörenden Wei­
sungen dazu sollen bereits am 
1. Oktober 1992 in Kraft tre­
ten! Die Unterlagen sind -  er­
gänzt mit dem eidg. Daten­
schutzgesetz und dem Referat 
von Bundesrat Koller ani. der 
Justiz- und Polizeidirektoren­
konferenz vom April 1991 -  
für Fr. 15.- inkl. Versandkosten 
erhältlich beim Komitee 
«Schluss mit dem Schnüffel­
staat», Postfach 6948, 3001

Sammeln auf 
Vorrat
Und das meinte Bundesrat Kol­
ler am 9. November 1990 vor 
der kant. Polizeidirektoren- 
Konferenz:
«Es gibt jedoch nicht nur im 
Grenzbereich zwischen Akten 
des Bundes und der Kantone 
eine Grauzone, sondern auch 
zwischen relevanten und irre­
levanten Informationen. Es ist 
nämlich gerade das Wesens­
merkmal der präventiven In­
formationsbearbeitung, dass 
sich ein grosser Teil der ur­
sprünglich berechtigten Ver­
dachtsmomente später eben 
als irrelevant erweist». Henu- 
sode.

Entwurf zum 
Staatsschutz­
gesetz: 
Ungemolke- 
ner Käse

Als dieser Käse gemolken wurde, 
war Arnold Koller noch Bundesrat.

Am 1. Juli 1992 wurde die Auswertung der 64 eingegangenen 
Vernehmlassungen zum Staatsschutzgesetz (BGS) der Öf­
fentlichkeit vorgestellt. Fazit: Prüfung nicht bestanden. Die 
meisten Kantone und Parteien verlangen eine stärkere ge­
setzliche Begrenzung der Staatsschutztätigkeit. Zahlrei­
che Kantone -  das Tessin und die ganze Romandie -  verlan­
gen mehr Föderalismus: Sie lehnen die im BGS vorgesehene 
unmittelbare Aufgabenerteilung der Bundespolizei an die kan­
tonalen Dienste entschieden ab. Die FDP hält den Entwurf - 
wohl in Anlehnung an die Käseproduktion -  für «unausge- 
reift», neue Begriffe wie etwa gewalttätiger Extremismus, 
oder verdeckte Fahnder sollen im Gesetz, so die Forderung 
der FDP, exakt definiert werden. Logischerweise müsste die 
FDP die ISIS-Verordnung mit «noch nicht gemolkenem 
Käse» kommentieren. Die SVP verlangt gar eine vollständige 
Überarbeitung des Entwurfs, die Aufgaben des Staatsschut­
zes seien zu unpräzis umschrieben. Besonders hart kritisiert 
wird Artikel 11, der die «geheime Informationsbeschaffung 
unter gewissen Voraussetzungen» erlaubt. Diese Bestim­
mung, so die Kritiker, beweise, dass beim Staatsschutz keine 
Neuorientierung zu erwarten sei. Demgegenüber aber ver­
langen einige wenige Kantone, dass Telefonabhörungen 
auch vor der Einleitung gerichtspolizeilicher Ermittlungen von 
politischen Behörden angeordnet werden können.

Bundesrat lehnt 
SoS-ln itiative ab

Ohne formellen Gegenentwurf 
-  aber just am gleichen Tag wie 
die Auswertung zum Staats­
schutzgesetz -  äussert sich der 
Bundesrat zur SoS-lnitiative, 
d.h. er lehnt sie, wie’s zu er­
warten war, kurz und bündig 
einfach ab. Kein Wort über ei­
nen möglichen Abstimmungs­
termin. Eigentlich logisch, 
denn: Mit der Inkraftsetzung 
der ISIS-Verordnung am 1. Ok­
tober 92 sowie des Daten­
schutzgesetzes am 1. Juli 93 
kann sich der Bundesrat Zeit 
lassen, unsere Initiative zur Ab­
schaffung der Schnüffelpolizei 
dem Volk vorzulegen. Aber 
wie ist das mit dem Käse? Je 
reifer desto besser...



700 Unterschriften 
für ein Recht auf Einsicht!

Offener Brief an die Mitglieder der Bundesversammlung

Sehr geehrte Damen, Sehr geehrte Herren
Demnächst entscheiden Sie definitiv, ob in die Dossiers der 
Bundesanwaltschaft Einsicht gewährt werden soll, wie es Tau­
senden von fichierten Personen verbindlich zugesichert wor­
den ist.
Die Unterzeichnenden empfehlen Ihnen nachdrücklich, mit 
Ihrem Entscheid den Weg für ein faires Einsichtsverfahren zu 
ebnen.
Wer unter die Vergangenheit einen Schlussstrich ziehen will, 
muss bereit sein, sich ihr zu stellen. Gegen Heimlichkeit hilft 
nur Offenheit -  diese kann allein mit der Offenlegung der 
Dossiers hergestellt werden.
Gewähr für eine rechtsstaatlich korrekte Akteneinsicht bietet 
die vom Ständerat vertretene Lösung. Sie schützt das Recht 
der Betroffenen, das ihnen sowohl in der bundesrätlichen Ver­
ordnung als auch in zahllosen Einzel Verfügungen in aller 
Form zugesichert wurde.
Nur die ständerätliche Lösung genügt dem Grundsatz von 
Treu und Glauben, dem Anspruch auf Rechtsstaatlichkeit. 
Diese Prinzipien sind zweifellos stärker zu gewichten als Fra­
gen des Aufwandes.
Das vom Nationalrat vertretene Verfahren können wir nicht 
akzeptieren. Die Einsicht nur unter der Bedingung zu gewäh­
ren, dass ein Schaden glaubhaft gemacht werden kann, führt 
zu Willkür und zu langwierigen juristischen Streitigkeiten. 
Faktisch wird den Betroffenen als Einsichtsbedingung ein Be­
weis zugemutet, den sie oft nur nach Einsicht in die Akten 
erbringen könnten.
Deshalb, sehr geehrte Damen, sehr geehrte Herren, rufen wir 
Sie auf: Folgen Sie den ursprünglichen Anträgen Ihrer vor be­
ratenden Kommissionen. Geben Sie den Weg frei für eine 
rechtsstaatlich einwandfreie Dossiereinsicht.
Die Gewährung der Einsicht ist keine juristische Frage, son­
dern eine Frage der politischen Moral.

1991 feierte die offizielle Schweiz 
ihr 700jähriges Bestehen, 1992 un- 
terzeichnen über 700 Persönlich­
keiten aus allen Landesteiien und 
allen politischen Lagern einen 
Offenen Brief an die Mitglieder 
der Bundesversammlung. Sie for­
derten die National- und Ständerä- 
tinnen eindringlich dazu auf, allen 
Betroffenen ein rechtsstaatlich 
einwandfreies Einsichtsverfahren 
in die Akten zu ermöglichen.
Der Brief hat seine Wirkung nicht 
verfehlt. Allen Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichnern sei an dieser 
Stelle sehr herzlich für ihre spon­
tane Unterstützung gedankt.
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zer-Bader, Dr.jur., alt Landrätin 
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lin-Bill, lie. jur., Bern; Margrit 
Baur, Autorin, Zürich; Vincenzo 
Baviera, Bildhauer, Zürich; Dou­
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à la retraite, Epalinges; Alain Brin- 
golf, cons. communal, prés. POP- 
NE, député, La Chaux-de-Fonds; 
Detlev Bruggmann, Journalist, Zu­
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ric Bühler, décolleteur, Delémont; 
Peter Bühler, professeur Université 
Neuchâtel; Werner Bucher, orte- 
Verlag, Zeig-Wolfhalden; Michel 
Buchs, secr. central FOBB, Lausan­
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doux; Marie-Claire Calarne, Cour- 
tedoux; Marie-Claire Caloz- 
Tschopp, chercheuse, Lausanne; 
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tude de l’Histoire du Mouvement 
Ouvrier, Lausanne; Jean Chevallier, 
physicien, Courroux; Marie-Antoi­
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Bern; Janina Distel, Seminaristin, 
Bern; Jocelyn Dobler, ShUrsanne; 
Jean-Michel Dolivo, avocat, Lau­
sanne; Louis Domeniconi, retraité 
CFF, Delémont; Madeleine Dome­
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Professor für Religionswissenschaf­
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l’Homme, Lausanne; Stefan Gass- 
Netroufal, Dr.jur., Oberrichter BL, 
Binningen; Annemarie Gassmann, 
retraitée, Delémont; Roland Gass­
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Heimiswil; Ursula Kenel, Flücht­
lingsbetreuerin, Horgen; Martin Kil­
lias, professeur à l’Université de 
Lausanne, Bocher; Raffaelle Kir- 
mann, Lehrerin, Hausfrau, Basel; 
Werner Klaus, Dr., alt Gemeinde­
präsident, Allschwil; Toni Klei­
mann, Kantonsrat, Steinhausen; 
Eduard Klopfenstein, Professor 
Universität Zürich; Peter Knill, Mo­
dellbauer, St.Gallen; Urs Koch, me­
dico, Massagno; Claudine Kohler 
Amgwerd, Courtételle; François 
Kohler, historien, Delémont; Jean- 
Pierre Kohler, professeur, Courté­
telle; Marie-Thérèse Kohler, mathé­
maticienne, Delémont; Nelly Koh­
ler, Frauen f.d. Frieden, Zürich; Lilo 
König, Produga Künstlerinnengrup­
pe, Zürich; Martin Körner, Profes­
sor Dr. f. Schweizergeschichte, 
Stettlen; Ursina Kramer, Studentin, 
Zürich; Werner Kramer, Professor 
Dr. theol. Universität Zürich; Susan­
ne Kramer-Friedrich, Redaktorin, 
Zürich; Peter Johannes KraSKA 
Rex, Madrid; Susanna Krebs, Gy- 
senstein; Hanspeter Kriesi, profes­
seur science politique Université 
Genève; Jean Kunz, secrétaire 
F.O.B.B., Fribourg; Rosmarie 
Kunz, Vorstand neue PdA, Basel; 
Arnold Künzli, Zürich; Hélène 
Kunzmann, infirmière, La Chaux- 
de-Fonds; Anna Kurth, Mittelschul­
lehrerin, Zürich; Rosmarie Kurz, 
Publizistin, Habstetten;

LJudith Ladner, Vizepräsiden­
tin JLdU Schweiz, St.Gallen; 
Monique Laederach, écrivaine, Co­

lombier; Nicolas Lampert, étudiant, 
Bellevue; Rita Lanz, MOZ, Zürich; 
Friedy Lässer, Hausfrau, Schönen- 
werd; Paul Lässer, Pensionär, Schö- 
nenwerd; Lore Lässer Oberholzer, 
Sprachlehrerin, Schönenwerd; Clau­
de Laville, député, prés, du PCSI, 
Rocourt; Martial Leiter, dessina­
teur, Lausanne; Yvonne Lenzlinger, 
Zürich; Susanne Leutenegger- 
Oberholzer, alt Nationalrätin, All­
schwil; Fritz Leuthy, alt Sekretär 
SGB, Bern; René Levy, professeur à 
l’Université de Lausanne, Mézières; 
Annemarie Liechti, Zürich; Heinz 
Liechti, Zürich; Walter Liechti, 
Pensionär, Zürich; Mary Lienhard, 
Malerin, Bern; Reto Lienhard, Lä- 
bigs Zofige, Zofingen; Franz Lin­
dau, Seminarlehrer, Wabern; Han­
nes Lindenmeyer, Abteilungsleiter 
Inland SAH, Zürich; August Lindt, 
Dr.jur., alt Botschafter, Bern; Koni 
Loepfe, Präsident SP Stadt Zürich; 
Catherine Loetscher, secrétaire d’E- 
cologie et Liberté, Neuchâtel; Fran­
cis Loetscher, anc. conseiller natio­
nal, Sümier; Josiane Loetscher, 
aide-infirmière, SUmier; Charles 
Lombard, écrivain, La Chaux-de- 
Fonds; Claude Longchamp, Politik­
wissenschafter, Bern; René Longet, 
coprésident comité central PSS, Ge­
nève; Agi Luchetta, kaufm. Ange­
stellte, Niederteufen; Olivier Luder, 
député JU, Saignelégier; Maja Lö­
scher, Genève; Ambros Lüthi, Pro­

fessor, Fribourg; Martin Lüthi, Vor­
stand HAB, Bern; Ruth Lüthi, 
Staatsrätin, Fribourg;

MGeorges Maeder, professe­
ur, Delémont; Ueli Mäder, 
Soziologe, Basel; Annik Mahaim, 

journaliste, Baulmes; Otto Marchi, 
Schriftsteller, Luzern; François 
Masnata, professeur de science po­
litique à l’Université de Lausanne, 
Fenil-sur-Corsier; Janine Massard, 
écrivaine, Lausanne; Samuel Mau­
rer, pens. Erwachsenenbildner, 
Habstetten; Jürg Meier, Schriftstel­
ler, Winterthur; Erika Meier-Kolbe, 
Hausfrau, Neerach; Hansruedi Mei­
er-Kolbe, Schriftsteller, Neerach; 
Maurice Meier, mécanicien, Mou- 
tier; Claudio Mésoniat, giornalista 
SSR, Lugano; Véronique Mer- 
moud, actrice, co-directrice Théâtre 
des Osses Givisiez, Attalens; E.Y. 
Meyer, Schriftsteller, Bern; Elisa­

beth Meylan, Schriftstellerin, Basel; 
Inge Michel, Kostümbildnerin, 
Bern; Markus Michel, Schriftsteller, 
Bern; Philippe Micol, Musiker, 
Bern; Claude Miéville, Dr. psychia­
tre, Vevey; Susanne Minder, Psy­
chologin, Zürich, Jean-Marie Mise­
rez, député au parlement JU, Saig­
nelégier; Miklos Molnar, professe­
ur, Genève; Marco Mona, Rechts­
anwalt, Fichendelegierter der Stadt 
Zürich; Tiziana Mona, Präsidentin 
SSM, Grüningen; Nelly Monnin, 
retraitée, Sonceboz; Odile Monta- 
von, députée au parlement JU, Delé­
mont; Nicolas Morel, ing. physicien 
EPFL, député au Grand Conseil VD, 
Préverenges; Christoph Morgentha- 
ler, Professor theol.. Muri BE; Ge­
org Morger, lic.jur., alt Kantons­
richter, (ehern. Fichendelegierter des 
Kantons SG), St.Gallen; Christoph 
Müller, Prof.Dr.theol., Holstein; Jo­
hanna Müller-Von der Mühll, Ba­

sel; Hans-Peter Müller, Professor 
Universität Zürich; Philippe Muller, 
professeur hon. de l’Université Neu­
châtel; Peter Münger, Filmschaffen­
der, Zürich; Danièle Mussard, arti­
ste, Lausanne; Gilbert Musy, La 
Russille;

N Peter Nabholz, Sekretär 
GBH, Zürich; Karl Naeher, 
Rentner, Basel; Peter Naeher, 

Techn. Angestellter, Basel; Ueli Na­
gel, Biologe, Dr.phil.II, Zürich; 
Anna Maria Nava, già membro 
Gran Consiglio, Stabio; Giancarlo 
Nava, direttore scuola media, Ligor- 
netto; Bastian Naville, méc. moto. 
La Sarraz; Bernard Naville, garagi­
ste, La Sarraz; Heidi Nef, Bern; 
Walter Nef, Biologe, Bern; Alberto 
Nessi, insegnante e scrittore, Col- 
drerio; Andreas Nidecker, PD Dr. 
med. Radiologe FMH, Basel; Bernd 
D. Niebuhr, Redaktor, Präsident 
SJU, Zollikerberg; Rolf Niederhau­
ser, Schriftsteller, Basel; Marie- 
Rose Niklaus, Biel-Benken; Philip­
pe Nordmann, avocat, Lausanne; 
John Noseda, avvocato, deputato 
Gran Consiglio, Viganello; Marie- 
Anne Noth, Sekretärin, Bern; Eva 
Novak, Journalistin BR, Spiegel b. 
Bern; Andràs November, professe­
ur, député écologiste, Genève; Ga­
briel Nusbaumer, directeur, Pleig- 
ne; Guido Nussbaum, Bildender 
Künstler, Basel; Hans Nyffeler, 
Schreiner, Aarwangen; Johanna 
Nyffenegger Thomann, kaufm. An­
gestellte, Ursellen;

OAlex Oberholzer,
Dr.phil.nat., Biologe, Semi­

narlehrer, Solothurn; Jean-Marc 
Oeuvray, député suppl. au parle­
ment JU, Charmoille; OFRA, 
Schweiz, Bern; Giovanni Orelli, 
Lugano; Henri Oppliger, prés. POP, 
La Chaux-de-Fonds;

PErto Paglia, PST, Faido; Jean- 
Jacques Pahud, médecin, La 
Tour-de-Peilz; Ioannis Papadopou­

los, professeur à l’Université, Lau­
sanne; Elisabeth Goldy Parin-Matt- 
hèy. Psychoanalytikerin, Zürich; 
Paolo Parin, Dr.med. Psychoanaly­
tiker, Schriftsteller, Zürich; Pierrette 
Parriaux, SSP, Lausanne; Claudia 
Patocchi, insegnante, Lugano; Lo­
renz Pauli, Kindergärtner, Bern; 
Christian Pauli, Musiker, Bern; Mo­
nique Pavillon, assistante de recher­
che, Université Lausanne; Olivier 
Pavillon, conservateur de musée, 
Lausanne; Vasco Pedrina, Zentral­
präsident GBH Schweiz, Zürich; 
Alexandre Perakis, architecte, Lau­
sanne; Daniel Perdrizat, avocat, 
Neuchâtel; Marc Perrenoud, histo­
rien, Neuchâtel; Anne-Catherine de 
Perrot, sociologue, Zurich; Georges 
Peters, professeur, député Grand 
Conseil VD, Lausanne; Jean-Louis 
Petignat, professeur, Delémont; 
Francesca Pettenati, Schülerin, Zol- 
likofen; Walter Pfister, Vorstand 
HuK, Zürich; Saskia Pfleghard, étu-



diante, Genève; Monique Picard, 
traductrice, Berne; Christian Piguet, 
président cantonal Ecologie et Li­
berté NE, député, Neuchâtel; Fran­
çoise Pitteloud, anc. conseillère na­
tionale, Lausanne; Amélie Plume, 
écrivaine, Genève; Gusti Poliak, 
Gysenstein; Katharina Prelicz-Hu- 
ber, Sozialarbeiterin, Gemeinderä­
tin, Zürich; Roman Prelicz-Huber, 
Designer, Zürich; Ruth-Nunzia 
Preisig, Erwachsenenbildnerin, 
Chur; Jean-Claude Prince, secr. 
FTMH, député au parlement JU, De- 
lémont; Gabi Progin Duarte, ani­
matrice syndicale, Fribourg; Bern­
hard Pulver, Generalsekretär GPS, 
Bern; Fabio Pusterla, insegnante, 
Lugano;

RHans Raaflaub, Schriftstel­
ler, Seminarlehrer, Köniz; 
Isabelle Rastoldo, avocate, Genève; 

Eugen N.A. Räuber, Schriftsteller, 
Neuendorf; Raphaël Rausis, coif­
feur, Orsières; Gianni Realini, pitto­
re, Agno; Pascal Rebetez, rédacteur, 
Mervelier; Philippe Rebetez, député 
au parlement JU, Delémont; Luc 
Recordon, avocat, député Gd.C. 
VD, municipal et. communal, Joux- 
tens-Mézery; René Regenass, 
Schriftsteller, Basel; Georg Rehstei­
ner, Photograph, Vufflens-le-Châ- 
teau; Christoph Reichenau, Für­
sprecher, Bern; Hans-Peter Renk, 
bibliothécaire, Neuchâtel; Henrik 
Rhyn, Journalist, Bösingen; Mireille 
Richter, Lehrerin, Basel; Ursula 
Riederer, Journalistin, Malans; Ro­
land Riklin, Betriebsökonom HWV, 
St.Gallen; Christian Nils Robert, 
professeur à l’Université Genève; 
Martino Rossi, economista, Bregan- 
zona; Paolo Rossi, geografo, urbani­
sta FUS, Agno; Colette Rossier, ur­
baniste, Vevey; Jean-Paul Rossier, 
secr. syndical F.O.B.B., Vevey; 
Jean-Claude Rossinelli, enseignant. 
Les Genevez; Doris Röthlisberger, 
Bewegungstherapeutin, Wabern; 
Max Röthlisberger, Bühnenbildner, 
Zürich; Trudi Röthlisberger, Zü­
rich; Urs Röthlisberger, Buchhal­
ter VPOD, Bern; Dominique Rou­
ge, architecte, Lausanne; André 
Roy, mécanicien, St.Ursanne; 
Louis-Pierre Roy, enseignant, mem­
bre CRT, Bussigny; Franco Da Roz­
zo, Kulturverein Ochsen, Zofingen; 
Claire Rubattel Masnata, enseig­
nante, Fenil-sur-Corsier; Franz 
Rueb, Publizist, Zürich; Marianne 
Rückl Meier, Luzern; Beat Rtieg- 
ger-Portmann, Lehrer, Basel; Mari­
na Rüegger-Portmann, Kranken­
schwester, Basel; Dorothea Riiesch, 
Sekretärin EvB, Zürich; Nicolas 
Rutz, artiste-peintre, Lausanne;

S Jean-Rodolphe von Salis, 
emer. Professor der ETH Zü­
rich, Brunegg; Edgar Salzmann, 

Polizeipräsident, Naters; Hans Sa­
ner, Professor, Basel; Alexander 
Samis, cand.jur., Allschwil; Amélie 
Sandoz, bibliothécaire, La Chaux- 
de-Fonds; André Sandoz, magistrat

en retraite, anc. conseiller national, 
La Chaux-de-Fonds; Mauro San- 
nitz, Redaktor Fernsehen TSI, Zü­
rich; Madeleine Santschi, écrivaine, 
Jouxtens; Clément Saucy, vétérinai­
re, Les Breuleux; A. Saurer, 
Dr.med., député Grand Conseil, Ge­
nève; Anna Sax, Sekretärin EvB, 
Zürich, Josef Sayer, Professor Uni­
versität Fribourg, Villars-s.-Glâne; 
Hans Schäppi, Präsident GTCP, Ba­
sel; Katharina Schanz, Gassenarbei­
terin, Bern; Inge Schillinger, Direk­
tions-Sekretärin, Basel; Paul Schle­
gel, Gerichtspräsident, Präs. SP- 
Grossratsfraktion St.Gallen, Weite; 
Max Schmid, Schriftsteller, Zürich; 
Philipp Schmid, Lehrer, Basel; 
Claudie Schnarenberger, psycholo­
gue, Genève; Michel Schnarenber­
ger, traducteur, Genève; Hansjörg 
Schneider, Schriftsteller, Basel; 
Jacques-André Schneider, avocat, 
député GC, Genève; René Schnorf, 
directeur du centre d’initiative aux 
Communications de Masse Lausan­
ne, Dommartin; Jürg Schubiger, 
Dr.phil., Psychologe, Schriftsteller, 
Zürich; Doris Schüepp, Verbands­
sekretärin, Zürich; Debora Schuma- 
cher-Stransky, Einwohnerrätin, 
Allschwil; Walter Schüpbach, Vor­
stand HuK, Zürich; Daniel Schupp- 
li, Redaktor, Schaffhausen; Tom 
Schwab, HAB-Berater, Bern; Mar­
cel Schwander, Publizist, Lausan­
ne; Rosmarie Schwarzenbach, 
Rentnerin, Muri; Marietherese 
Schwegler, Sozialarbeiterin, Lu­
zern; Irène Schweizer, Musikerin, 
Zürich; Philibert Secretan, profes­
seur à l’Université Fribourg, Petit- 
Lancy; Elfi Seiler, Drogistin, Zü­
rich; Janine Sidler-Erismann, mé­
decin-dentiste, Lausanne; Louis Sid- 
ler, journaliste, Lausanne; Maya Si­
mon, cinéaste, productrice Eôs 
Films, Lausanne; Beat Sitter-Liver, 
PD Dr.phil., Generalsekretär, Bern; 
Beatrix Sitter-Liver, Künstlerin, 
Bern; Nando Snozzi, artista, Bellin­
zona; Tristan Solier, artiste peintre, 
Porrentruy; Agnes Solothurnmann, 
Kindergärtnerin, Bern; Jürg Solot­
hurnmann, Musikwissenschafter, 
Radioredaktor, Bern; Gregor Son­
deregger, Student, Zürich; Andrea 
Sorg, Journalist, Schaffhausen; Ge­
rold Späth, Schriftsteller, Wa- 
gen/Rapperswil; Irma Sprunger, 
Buchhalterin, Basel; Jacques Sta­
delmann, maire de Delémont, dépu­
té au parlement JU, Delémont; Muc- 
ci Staglieno Patocchi, pittrice, Bre- 
ganzona; Aida Statili, Stud. KME 
Zürich, Sulzbach; Manuela Stähli- 
Legnazzi, Lehrerin, Bern; Simon 
Stalder, Künstler, Assistent, Köniz; 
Gert Stäuble, Musiker ’Central Ser­
vices’, Bern; Heinz Staufer, Redak­
tor, Schaffhausen; Regina Stauffer, 
Präsidentin VPOD Zürich Lehrberu­
fe, Zürich; Otto Steiger, Schriftstel­
ler, Zürich; Jörg Steiner, Schriftstel­
ler, Biel; Rudolf Steiner, Inhaber 
Bundes-Fiche, Eisenbahner, St.Gal- 
len; Rudolf Stocker, Zürich; Jürgen 
Stössinger, Schauspieler, Binnin­

gen; Verena Stössinger, Autorin, 
Binningen; Helen Stotzer, Journali­
stin, La Chaux-de-Fonds; Hannes 
Strebei, dipi. Architekt HDK, Tra- 
melan; Hans Martin Studer, Abtei­
lungsleiter GBH, Zürich; Heinzpeter 
Studer, Publizist, alt Kantonsrat, 
Teufen; Liliane Studer, lic.phil.I., 
Bern; Jacqueline Suhr, Gassenar­
beiterin, Bern; Claude C. Süri, juri­
ste, Lausanne; Daniel Süri, secrétai­
re CEO, Lausanne; Rolf Suter, Stu­
dent, Zürich; Susi Sutter Kehlstadt, 
Juristin, Basel;

T Jakob Tanner, Historiker, 
Lehrbeauftragter Universität 
Basel; José-Flore Tappy, documen­

taliste littéraire, écrivain, Lausanne; 
Muriel Testuz, travailleuse sociale, 
La Sarraz; Thomas Teuscher, Mau­
rer GBH, Spiez; Michel Thévoz, 
Professeur Université Lausanne, 
Conservateur Collection de l’Art 
Brut, Lausanne; Rainer Thalmann, 
Personalvertreter SAH, Zürich; 
Yvette Théraulaz, comédienne, 
Lausanne; Ernst Thomann-Nyffen- 
egger, Ing. HTL, Energieberater, 
Ursellen; Hans Thomann, Künstler, 
St.Gallen; Heinz Thommen, Zen­
tralsekretär GDP, Bern; Pierre Till­
manns, municipal, Lausanne; Vreni 
Tobler Müller, Soziologin, Zürich; 
Gottfried Tritten, Kunstmaler, Gri- 
misuat; Fridolin Trüb, a. Mittel­
schullehrer, Liga f. Menschenrechte, 
St. Gallen; Hansueli Trüb, Kantons­
rat, Puppenspieler, Abtwil; Alberigo 
Albano Tuccillo, Schriftsteller, Ba­
sel; Hanspeter Tuchschmid, Zürich; 
Margrit Tuchschmid, Erwachse­
nenbildnerin, Zürich; Marcel Tur- 
berg, directeur Ecole sup. de com­
merce, Delémont;

UTobias Ueberwasser, Stu­
dent, Zürich; Hans Ulrich, 
kaufm. Angesteller, Schönenbuch; 

Hanspeter Uster, Regierungsrat, 
Baar; Arthur F. Utz, Professor em. 
Ethik u. Sozialphilosophie, Fri­
bourg;

VJean-Claude Vautier, méde­
cin, ancien député Grand 
Conseil VD, Orbe; Hermann-Josef 

Venetz, Professor Universität Fri­
bourg; Carlo Verda, avvocato, Vi- 
ganello; Raymond Vernet, ingéni­
eur, La Tour-de-Peilz; Hans Peter 
Vieli, Unternehmer, Verwaltungs­
ratsausschuss ABS, Zürich; Marius 
Vionnet, architecte EPFL, Lausan­
ne; Etienne Visinand, pasteur, Bus­
signy; Emmanuel Vodoz, architecte, 
Lausanne; Corsin Vogel, Student, 
Basel; Hannes Vogel, Kunstschaf­
fender, Basel; Petruschka Vogel, 
Architektin, Basel; Marianne Vöge- 
li-Gruber, Sozialpädagogin, Bern; 
Walter Vögeli, Bildhauer, Bern; 
Alexandre Voisard, écrivain, Fonte- 
nais; Peter Volken, Mitglied Daten­
schutzkommission Wallis, Brig; Fri­
da Vorpe, vendeuse, Sonceboz; 
Moussia Vorpe, étudiante, Sombe- 
val; Roger Vorpe, horloger, Sombe-

val; Sacha Vorpe, étudiant, Sombe- 
val; Marc Vuilleumier, historien, 
Genève; Henri Vuilliomenet, prési­
dent Union Syndicale Neuchâtel- 
Boudry, Neuchâtel;

WMartin Wälder, Vorstand 
HuK, Zürich; Otto Wälti, 
Rentner, Präs. Interessengruppe, 

Thun; Sonja Wälti, Mitglied Gros­
ser Rat SG, Oberuzwil; Philippe 
Wandeier, psychologue, député, 
prés, du PCS Fribourg-Ville, Fri­
bourg; Ursula Wanner, Sekretärin, 
Bern; Roland Wäspe, Konservator, 
St.Gallen; Johannes Wartenweiler, 
Student, Journalist, Bern; Marie- 
Louise Wattenhofer, collaboratrice 
TV, Genève; Rainer Weibel, 
Rechtsanwalt, Fribourg; Afra Weid­
mann, Schriftstellerin, Zürich; An­
dreas Weissen, Polizeipräsident, 
Brig-Glis; Heidi Werdenberg, 
Schriftstellerin, Schlieren; Marianne 
Werner, Sekretärin, Oberwil; Mar­
tin Werren, Allschwil; Gisela Wid- 
mer, Korrespondentin Radio DRS, 
London; Susi Wiederkehr, NOGE- 
RETE, Ottikon; Heinrich Wiesner, 
Schriftsteller, Reinach; Hermann 
Wiggli, Lehrer, Bellach; Stéphane 
Willemin, ouvrier d ’usine, Delé­
mont; Alfred Willener, sociologue, 
Vevey; Jean-Jacques Winter, Leh­
rer, Einwohnerrat, Allschwil; Tanja 
Wirz, Studentin, Zürich; Sabina 
Wittwer, Lehrerin, Basel; Eva 
Wohlhauser, Hausfrau, Basel; René 
Wohlhauser, Komponist, Basel; Sa­
rah Wolf, Schülerin, Zürich; Werner 
Wüthrich, Dr. phil., Schriftsteller, 
Bern; Eva Wyss, Journalistin, Re­
daktorin Radio DRS, Bern; Hanspe­
ter Wyss, Cartoonist, Zürich; Laure 
Wyss, Schriftstellerin, Zürich; Arle­
ne Wyttenbach, Kantonsrätin, Zug; 
Judith Wyttenbach, Studentin 
cand.jur., Basel; Jürg Wyttenbach, 
Musiker, Basel; Beratungsstelle Xe­
nia, Bern;

Z Regula Zaberer Tuccillo,
Kinderkrankenschwester, Ba­

sel; Edy Zarro, editore libertario, 
Caslano; Franziska Zech, Betreue­
rin, Fribourg; David Zehnder, Ge­
stalter, Beinwil a. See; Esther Janine 
Zehntner, Lehrerin, Basel; Brigitte 
Ziegler, enseignante, Lausanne; 
Matthias Zimmermann, Präsident 
VCS, Langenbruck; Ueli Zingg, 
Lehrer, Bern; Monica A. Zingg, Dr., 
alt Präsidentin GPS, Köniz; Walter 
Zogg, Dr. med., Mendrisio; Hélène 
Zufferey, écrivaine, Biberstein; 
Manfred Züfle, Dr.phil., Schriftstel­
ler, Präsident Gruppe Olten, Zürich; 
Edith Zumbühl, Sekretärin VPOD 
Lehrberufe, Zürich; François Zut- 
ter, avocat, Genève; Züri West, 
Rockgruppe, Bern; Helen Zweifel, 
Zürich.



IM DOSSIER FICHEN
Zwischen Fiche und Dossier liegen Welten. Dies hat auch Frau E. aus 
Zürich erfahren. Hinter ihrem unscheinbaren Fichen-Eintrag («Aktivi­
stin und Mitglied der VPOD-Gruppe Soziale Institutionen des IAP») ver­
birgt sich Brisantes -  wie die Dossierkopien der Zürcher Stadtpolizei zei­
gen. Die Zürcher Stadt-Schnüffler mussten schockiert feststellen, dass die 
von «extrem linkspolitischen Personen» am IAP (Institiut für angewandte 
Psychologie) getestet wurden -  und für den Polizeidienst empfohlen wur­

den -  oder eben auch nicht!! Das IAP besorgt -  auch heute noch -  die 
Eignungstest für alle Polizei-Anwärterinnen. Plötzlich entdeckten die 
Schnüffler den Datenschutz -  den ihrer eigenen Daten nämlich. Anders 
erging es Frau E., die nie Mitglied der VPOD-Betriebsgruppe am IAP 
war. Ihre (Falsch-)Daten wurden von der Stadtpolizei auf Anfrage dem 
Sozialamt zur Verfügung gestellt. Frau E. -  wen wunderVs -  erhielt 
damals die Stelle nicht.

-
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deren extrempolitische Einstellung bei uns aktenmässig beleg
ist. Es sind dies:
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B e r i c h t  .

Beilagen

2 Broschüren
1 Begleitschr.
1 Psychologie heute Nr. 2

Am 30-4.1979 wurde an vorgenanntem Institut eine Betriet 
gruppe IAP (Institut für angewandte Psychologie) der "Sektioi 
Zürich soziale Institutionen des VPOD" gegründet. Die Gruppe 
soll noch im gleichen Jahr 40 Mitglieder gezählt haben. Ge­
gründet wurde die Gruppe angeblich, weil man unzufrieden war 
mit den Mitsprachemöglichkeiten der Studenten am IAP und mit 
der wenig aktiven Rolle des Seminaristenrates. Diese Angaben 
sind dem beiliegenden roten Informationsbüchlein "Eine Gewerl 
schaft am IAP; Wieso?" zu entnehmen. Im ersten Artikel dieses 
Blattes versucht

l Hurwitz, Emanuel, Dr. med., gb. 21.2.1935» 
medizinischer Konsulent des IAP, zu erklären, dass die Psyche 
logen ein politisches Bewusstsein dringend nötig haben.
Aus der zweiten, in Fotokopie beiliegenden Informationsbro­
schüre vom Januar 1981 geht nun deutlich hervor, dass die 
Gruppe IAP des VPOD (der VPOD wurde höchstwahrscheinlich nur 
als Deckmantel und zur Rückendeckung gewählt), extrem links­
politisch orientiert ist, sich grösstenteils mit der "Bewegui 
identifiziert und rege Verbindungen mit bekannten, engagiert« 
extrem linkspolitischen Personen, mehrheitlich Psychoanalyti- 
ker der Plattform — jetat '"Psychoanalytisches Seminar11---an—

Aktivitäten linksextremer Kräfte sind ja heute in fast 
allen Bereichen eine Zeiterscheinung. Was für uns Angehörige 
der Stadtpolizei jedoch schockierend ist, ist die Tatsache, 
dass wohl praktisch alle durch dieses Institut getestet wurde 
und werden, und dass die persönlichen Daten jedes Einzelnen 
dort archiviert sind. Wie ich erfahren konnte, sind diese 
Akten sowohl für Seminaristen, die eine Semester- oder Diplom 
arbeit machen, jederzeit zugänglich, selbstverständlich eben­
falls für die Dozenten. Diese Ergebnisse meiner Erhebungen 
konnten mir von den z.Zt. in IAP in Ausbildung stehenden 

*|~ " " bestätigt werden. Es liegt nun auf der Hand
dass diese extrempolitischen Kräfte - für. die jeder Angehöri­
ge der Stadtpolizei für ihre gesellschaftsverändernden Bestre 
buncen ein Dorn in Auge ist - diese Möglichkeit bein Schopfe 
packen. Es wurde mir versichert - ohne dass es allerdings 
bewiesen werden könnte - dass diese Quelle missbräuchlich, 
d.h. zur Veröffentlichung gegen Angehörige der Stadtpolizei 
verwendet wurde.

Auch unter den Testpersonen dürften sich extreme Elemen­
te befinden, und es ist tinter diesen Unständen sehr fraglich, 
ob die Resultate dann wirklich noch objektiv sind.j
L -  Logisch gedacht, dürften diese suspekterTTPersonen an

einer qualifizierten Auslese in unser Korps alles andere als 
interessiert sein.

Zu erwähnen wäre noch, ~dass sich ein Mitglied der "aogê ~~ 
nannten "Bewegung" vor der Vereidigung der Kantonspolizeiaspi­
ranten vom 3 0 .1.1981 — wo Aktionen nur des massiven Polizei­
aufgebotes wegen ausblieben - äusserte, er könne alle Angaben 
über die Kantonspolizisten, selbst die Blutgruppe, ausfindig 
machen. Eine "Quelle" wie das eingangs erwähnte Institut wäre 
durchaus denkbar.
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EUROCONTROL SWISS MADE
Auch ohne EWR und EG -  Die Schweiz macht mit
Elektronische Verarbeitung von (alten und neuen) Fichen, zunehmende Informatisierung 
der polizeilichen Überwachung, drohender Anschluss an EUROPOL, SIS und EIS, Staats­
schutzgesetz in Vorbereitung: Alles spricht dafür, dass sich im Polizeibereich Wesentliches 
bewegt, wichtige Weichen für die Zukunft gestellt werden. Grund genug für einige Überle­
gungen zum Stand der Dinge und zu den kommenden Auseinandersetzungen.
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Fehlende EG-Mitglied- 
schaft kein Hindernis
Zunächst zur Frage der EG-Integra- 
tion, die ja innenpolitisch von gros­
ser Bedeutung und äusserst kontro­
vers ist: Was heisst der EWR im 
Polizeibereich, und was kann ein 
EG-Beitritt im Bereich der inne­
ren Sicherheit bedeuten? Der EWR 
prinzipiell vorerst einmal nicht viel, 
weil dieser Bereich nicht zum Ac­
quis Communautaire gehört. Ein 
EG-Beitritt würde dagegen einiges 
ändern: Die Schweiz wäre bei EU­
ROPOL und TREVI auch offiziell 
dabei. Da zu den Maastrichter Be­
schlüssen zur Politischen Union im 
Kapitel «Justiz und Inneres» (K) 
neu ausdrücklich auch die polizeili­
che Zusammenarbeit gehört, wäre 
die Anwendung dieser Beschlüsse -  
falls Maastricht bei der Ratifikation 
durch die einzelnen Länder nicht 
noch durchfällt -  bei einem EG-Bei­
tritt auch für die Schweiz program­
miert.
Praktisch wichtiger wäre wohl aber 
der Umstand, dass die Schweiz mit 
der EG-Mitgliedschaft die bisher 
fehlende Beitrittsvoraussetzung zu 
den Schengener Übereinkommen er­
füllen würde. Zwar wäre ein Beitritt 
zu diesen Übereinkommen auch als 
EG-Mitglied keineswegs zwingend, 
weil die Schengener Abkommen 
nicht auf der Ebene der EG abge­
schlossen worden sind («EG der un­
terschiedlichen Geschwindigkei­
ten»). Es kann jedoch kaum ein 
Zweifel bestehen, dass das Departe-

ment Koller den Beitritt zum Schen­
gener Abkommen nach der Beseiti­
gung des Hindernisses der fehlenden 
EG-Mitgliedschaft vorantreiben 
würde (bereits die Expertenkommis­
sion Leuba hat ja aus diesen -  poli­
zeilichen -  Gründen die EG-Mit­
gliedschaft empfohlen). Europol und 
die Perspektiven eines ungehinder­
ten polizeilichen Informationsflus­
ses über die bisherigen Grenzen 
sprechen aus polizeikritischer Sicht 
sicher nicht für einen EG-Beitritt. 
Diese Feststellung gilt auch dann, 
wenn die Frage der EG-Integration 
natürlich nicht nur unter polizeili­
chen Aspekten diskutiert werden 
darf und die positiven Seiten der 
Herstellung der Freizügigkeit der 
Personen im Binnenmarkt nicht ver­
gessen werden.
Kritikerinnen und Kritiker von Eu­
ropol sind allerdings gut beraten, die 
Rolle der Schweiz im Polizei-Eu­
ropa nicht allzu eng mit der Frage 
der EG-Mitgliedschaft zu ver­
knüpfen bzw. die fehlende EG-Mit­
gliedschaft vorschnell als positiv ab­
zubuchen. Eins ist klar: die Schweiz 
ist in diesem Bereich faktisch schon 
mit dabei, wenn nicht formell, so 
doch nicht weniger informell. Abge­
sehen davon, dass der Schweizer 
Überwachungsstaat den Polizeibüro­
kratien anderer westeuropäischer 
Länder faktisch in nichts nachsteht, 
hindert die fehlende EG-Mitglied- 
schaft die Schweizer Behörden nicht 
daran, beim Aufbau neuer grenz­
überschreitender Institutionen 
führend mitzuwirken. Paradebei­

spiel ist der Schweizer Vorschlag 
für eine neue europäische Daten­
bank EURASYL mit den Fingerab­
drücken von asylsuchenden Men­
schen. Was in anderen Ländern 
noch berechtigte datenschutzrechtli­
che Bedenken aufwirft (nämlich die 
flächendeckende Daktyloskopierung 
einer ganzen Menschengruppe), ist 
in der Schweiz seit Jahren selbstver­
ständlich und soll nun gerade auch 
noch im europäischen Massstab um­
gesetzt werden.
Statt einer abstrakten Auseinander­
setzung um die EG-Mitgliedschaft 
stellt sich somit im Polizeibereich 
viel mehr die Frage, welche Ausein­
andersetzungen konkret anstehen 
und aus kritischer Sicht beeinflusst 
werden können. Das sind nicht von 
ungefähr einige Gesetzgebungspro­
jekte. Die formelle Gesetzgebung ist 
-  als Voraussetzung auch der Refe­
rendumsmöglichkeit -  vielfach die 
einzig wirksame Möglichkeit einzu­
greifen. Was die Bundesanwalt­
schaft, das EJPD und der Bundesrat 
tun, bleibt für die Öffentlichkeit 
nämlich regelmässig im dunkeln 
und dem Einfluss entzogen. Der Ju­
stizweg andererseits funktioniert in 
diesem Bereich erfahrungsgemäss 
nicht, deckt das Bundesgericht in 
knallhart politischen Entscheiden 
doch erfahrungsgemäss einfach al­
les, was der Staatssicherheit und den 
polizeilichen Interessen in den Au­
gen des Bundesrates frommt (Staats­
schutzaktenentscheid vom 29. Mai 
1991 und RIPOL-Entscheid). Kein 
Wunder, versuchen die Verantwort­

lichen jeweils möglichst viel exeku­
tiv zu präjudizieren und setzen sie 
auf die normative Kraft des Fakti­
schen, da die einmal bestehenden 
Einrichtungen dann kaum mehr be­
seitigt werden können (Beispiel RI- 
POL; Schengen ist ein Parallelbei­
spiel auf europäischer Ebene). Der 
formellen Gesetzgebung, die allen­
falls nachgeschoben wird und das 
absegnen soll, was faktisch schon 
gemacht wird, weichen sie als Vor­
aussetzung demokratischer Mitspra­
che solange wie möglich aus.

Projekt
Staatsschutzgesetz
Eine zentrale Auseinandersetzung 
um polizeiliche Überwachung und 
damit um die Freiheitsrechte wird 
über das Projekt eines Staatsschutz­
gesetzes und über die Behandlung 
der Volksinitiative «Schweiz ohne 
Schnüffelpolizei» ablaufen. Der in 
die Vernehmlassung geschickte Ent­
wurf des Staatsschutzgesetzes hat 
gezeigt, dass letztlich all die Miss­
brauche wieder vorprogrammiert 
sind, die der PUK-1-Bericht als 
Skandal festgehalten hat. Dass ein 
neues Staatsschutzgesetz mit dem 
Referendum bekämpft werden kann, 
wird aber nicht ausreichen. Weil die 
Polizeipraxis sich faktisch auch 
ohne Gesetz weiterentwickelt (und 
das neue Datenschutzgesetz zudem 
noch eine Ausnahmeklausel ent­
hält), wird viel von der SoS-Initiati- 
ve abhängen. Das mit dieser Initiati­
ve verlangte Grundrecht der Über­
wachungsfreiheit bei der Wahrneh­
mung ideeller und politischer Rech­
te ist eine wichtige Gegenmassnah­
me gegen präventiv-polizeiliche Be­
spitzelung im Bereich der inneren 
Sicherheit. Sie müsste die Schweizer 
Behörden nicht nur im Innern, son­
dern auch im Aussenverhältnis, bei­
spielsweise gegenüber den proble­
matischen und grundrechtsbedro­
henden Teilen der Schengener Über­
einkommen, auf eine freiheitliche 
Position verpflichten.
Darüber hinaus müssen mindestens 
vier weitere Problembereiche im 
Auge behalten werden:
- Nächstes Jahr soll ein Gesetzge­
bungspaket zum sogenannten Or­
ganisierten Verbrechen vorgelegt 
werden. Dabei besteht die Gefahr, 
dass der anfangs der achtziger Jahre 
(im Rahmen einer Vorlage, die ideo­
logisch unter dem Zeichen des Ter­
rorismus stand) gescheiterte Tatbe­
stand der kriminellen Gruppe mit 
seiner ganzen Problematik (Vorver­
legung der Strafbarkeit etc.) in neu­
em Gewand wiederaufersteht. Bei 
der Legitimierung neuer Straftatbe-

Bei diesem Text handelt es 
sich um ein Referat von Na­
tionalrat Paul Rechsteiner, 
das er an der Tagung EU­
ROPOL -  Die Schweiz auf 
dem Weg ins Polizeieuro­
pa? -  am 20. Juni 1992 in 
Bern gehalten hat.



stände hat die Figur des organisier­
ten Verbrechens auch in der 
Schweiz den Terrorismus abgelöst.
- Eng im Zusammenhang damit ste­
hen neue Repressionswünsche im 
bereits hyperrepressiven Drogen­
bereich. Daran, ob es gelingt, eine 
vorbehaltlose Ratifikation der auf 
Prohibition und «war on drugs» aus­
gerichteten internationalen Betäu­
bungsmittel-Übereinkommen (die 
Vernehmlassungfrist läuft) zu ver­
hindern, wird sich zeigen, welchen 
Spielraum die Schweiz für eine Dro­
genpolitik mit etwas weniger Re­
pression und Prohibition (deren 
Scheitern ja mit Händen zu greifen 
ist) überhaupt besitzt. Diese Ausein­
andersetzung dürfte auch den Auf­
bau der geplanten nationalen Dro­
gendatenbank (DOSIS) und die Be­
teiligung an entsprechenden euro­
päischen Bestrebungen prägen. Von 
Bedeutung ist die Entwicklung im 
Drogenbereich nicht zuletzt des­
halb, weil ihr beim Aufbau neuer 
polizeilicher Institutionen und 
Verfahren eine Vorreiterrolle zu- 
kommt. Genau dasselbe trifft für

den Asylbereich zu. Im einen wie im 
anderen Fall werden neue Strate­
gien an einem Ort erprobt, wo sich 
die Hauptbetroffenen (Asylsuchen­
de und Drogenabhängige) nicht 
wirksam wehren können.
- Die neue Datenschutzgesetzge­
bung hat im Polizeibereich nun im­
merhin zum Ergebnis, dass die Her­
stellung eines On-Line-Anschlusses 
an SIS und EIS nur mit einer aus­
drücklichen formell-gesetzlichen 
Grundlage möglich wird. Auch für 
die Einführung der in der Schweiz 
bisher nicht praktizierten Raster­
fahndung ist (im Rahmen der Zu­
satzbotschaft zum Datenschutzge­
setz) anerkannt worden, dass eine 
ausdrückliche formell-gesetzliche 
Grundlage geschaffen werden 
müsste. Was Datenschutzregelungen
-  deren Eckpfeiler ja die Einsichts­
rechte der Betroffenen bilden -  al­
lerdings wert sind, wenn es darauf 
ankommt, können wir im Staats­
schutzbereich jetzt bei der Behand­
lung der Vorlage über die Dossier­
einsicht (in die «alten» Staats­
schutzakten) im Parlament erleben.

Obwohl das eigentlich bereits aus 
der Verfassung abzuleitende Ein­
sichtsrecht den Fichierten auch 
noch generell durch den Bundesrat 
(in der Verordnung vom 5. März 
1990) und in vielen Fällen zudem 
speziell im Einzelfall versprochen 
worden ist, soll es den Betroffenen 
nach dem Mehrheitsentscheid des 
Nationalrates (Antrag des bereits ge­
nannten ehemaligen Polizeidirektors 
Leuba) durch einen Federstrich wie­
der abgesprochen bzw. vom 
«Glaubhaftmachen eines Schadens» 
abhängig gemacht werden. Daten­
schutz bzw. Einsichtsrechte sollen 
also da zur Beruhigung dienen, wo 
von ihnen nicht Gebrauch gemacht 
wird. Wenn sie von den Betroffenen 
eingeklagt werden, gelten sie plötz­
lich nicht mehr viel.
- Schliesslich ist eine Revision des 
archaischen Bundesstrafprozesses 
angekündigt worden, der im zentra­
len polizeilichen Ermittlungsverfah­
ren keine wirksamen Parteirechte 
kennt, nicht einmal nach Abschluss, 
mit allen fatalen Konsequenzen die­
ser rechtsstaatlichen Dunkelkam­
mer. Ungelöst bleibt nach wie vor 
auch die Frage der ausufernden 
Staatsschutzdelikte im Strafgesetz­
buch.

Nationale Entscheidungen
Die Entscheidungen in diesen fünf 
Bereichen (unter Einschluss der zen­
tralen Auseinandersetzung um die 
SoS-Initiative und das Staatsschutz­
gesetz) werden national, in der 
Schweiz fallen. Sie werden aber 
gleichzeitig entscheidend dafür sein, 
ob und wie sich die Schweiz ins Po­
lizei-Europa einfügt, ob wie bisher 
als Musterschülerin, ohne Mitglied 
der EG zu sein, oder als ein Land, 
das stärker den Grund- und Frei­
heitsrechten verpflichtet ist.
Die Freizügigkeit der Personen und 
der Abbau von Grenzen ist sicher 
ein begrüssenswerter Prozess. Und 
auch dagegen, dass die Schweiz im 
Waffenrecht oder in der Amtshilfe 
bei Fluchtgeldern international stär­
ker kooperiert, ist nichts einzuwen­
den. Bei der polizeilichen Überwa­
chung und Bespitzelung von Men­
schen, die von ihren Grundrechten 
und ideellen Freiheitsrechten Ge­
brauch machen, kann das Misstrau­
en aber nicht gross genug sein. We­
der national noch europäisch gibt 
es zwingende Gründe dafür, wes­
halb der Abbau der Grenzen mit 
den drohenden polizeilastigen 
Entwicklungen gekoppelt sein 
muss.
Es zeigt sich aber auch, dass die na­
tionale Sichtweise von Zusammen­
hängen, welche die Dimensionen 
des Nationalstaates längst sprengen, 
nicht mehr genügt. Auch im Poli­
zeibereich -  bei der Abwägung von 
Sicherheit und Freiheit -  geht es 
deshalb darum, Öffentlichkeit als 
Voraussetzung demokratischer Pro­
zesse über die nationalen Grenzen 
hinaus herzustellen, damit die Frei­
heitsrechte nicht auf der Strecke 
bleiben.

EURASYL: EINE NEUE SCHWEIZER 
DIENSTLEISTUNG FÜR EUROPA
Heute die Asylsuchenden und morgen...?

Rund hundert neue Stellen und einen Grosscomputer sieht die von 
der Schweiz den EG- und EFTA-Staaten im Juni 1992 präsentierte 
EURASYL-Studie vor. Jährlich sollen damit über eine halbe Million 
Asylsuchende anhand ihrer Fingerabdrücke registriert werden. Für 
Schweizer Verhältnisse wäre EURASYL ein Riesenvorhaben. Bundes­
rat Koller ist aber offenbar nichts zu gross, um den Anschluss ans 
Polizeieuropa -  EWR- und EG-Debatte hin oder her -  nicht zu ver­
passen. Für erstmalige Investitionen sind 16 Millionen Franken, für 
den jährlichen Betrieb 18 Millionen Franken budgetiert. Mit EURA­
SYL soll das Dubliner Erstasylabkommen endlich in die Tat umgesetzt 
werden. Und ausgerechnet die «humanitäre» Schweiz ist es wieder, 
die, wenn es um die Abschreckung von Flüchtlingen geht, wieder 
einen «handfesten» Vorschlag unterbreitet. Rechts- und gesellschafts­
politische Fragen werden in der Studie -  wie könnte es anders sein -  
praktisch ausgeklammert.

Die Studie (60 Seiten, Fr. 12.- inkl. Versandkosten) ist erhältlich beim 
Komitee Schluss mit dem Schnüffelstaat, Postfach 6948, 3001 Bern, 
Tel. 031/45 48 58 oder über Fax 031/ 45 22 58.
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Die vom Bundesrat 1991 eingesetz­
te «Arbeitsgruppe strategischer 
Nachrichtendienst» hat ihren Bericht 
abgeliefert. Darin wird vorgeschla­
gen, die UNA (Untergruppe Nach­
richtendienst und Abwehr im EMD) 
zu einem sicherheitspolitischen 
Nachrichtendienst auszubauen, der 
sich künftig nicht nur um Militäri­
sches, sondern auch um Fragen der 
Wirtschaft, Demographie und Ökolo­
gie kümmern soll. Der sicherheitspo­
litische Nachrichtendienst der Ar­
mee soll aber gemäss Bericht wei­
terhin die Funktion eines «operati­
ven Auslandnachrichtendienstes» 
erfüllen und zu diesem Zweck per­
sonell verstärkt werden. Dass dabei 
dem ’Quellenschutz’ ein hoher Stel­
lenwert zuerkannt wird, mag nicht 
weiter erstaunen, heisst es doch 
wörtlich im Bericht -  vorausgesetzt 
«unsere» Quelle, die NZZ vom 
7.9.92, ist zuverlässig: «Die Arbeits­
gruppe ist der Meinung, dass wir im 
Interesse unserer Staatsführung 
Quellen brauchen. Sie tritt deshalb 
für ihren Schutz ein.»
(Die obige Illustration stammt aus ei­
nem EJPD-Schaubild über «Agen­
tentätigkeit» aus dem Jahr 19921)

Kanton Zürich: Einsicht 
in Fichen und Akten läuft
Der mit dem Einsichtverfahren be­
traute Alt-Richter Dr. jur. W. Land­
wehr hat sich in etwa 12 Fällen (von 
750) als «befangen» erklärt und die 
Behandlung der Fichen- und Akten­
einsicht abdelegiert. Einerseits weil 
er mit den Betroffenen per Du bzw. 
gut befreundet sei, andererseits 
aber auch, weil es sich bei den Fi­
chierten um ehemalige Angeklagte, 
denen er als Richter gegenüber­
stand, handelt. Der kantonale Fi­
chendelegierte verwaltet u.a. auch 
die Staatsschutzakten von Winter­
thur. Beim Winterthurer Prozess ge­
gen A.S. war Landwehr Ko-Refe- 
rent. Die Fichierten erhalten vom 
Kanton Zürich Fichen und Akten. 
Alle Unterlagen werden vor Versand 
von Landwehr persönlich durchgele­
sen und -  wo notwendig -  zensu­
riert. Zur Aufbereitung der Akten ste­
hen drei Angestellte der Kantonspo­
lizei zur Verfügung, Totalverweige­
rungen von Einsichtsgesuchen ste­
hen beim Kanton Zürich bisher nicht 
zur Diskussion. Fichen-Fritz ruft 
alle Empfängerinnen von kantona­
len Akten dazu auf, Kopien nach 
Bern zu schicken: Komitee Schluss 
mit dem Schnüffelstaat, Postfach 
6948,3001 Bern. Selbstverständlich 
werden alle Unterlagen vertraulich 
behandelt.



Am 7. September 92 war es endlich 
soweit. Der «Tag der offenen Com­
puter-Bildschirme» im EJPD wurde 
von niemand geringerem als Bun­
desrat Koller persönlich eröffnet. Er 
freute sich, dass für einmal gegen 
ein Gesetz aus seinem Departement 
(Datenschutzgesetz) das Referen­
dum nicht ergriffen worden ist. Und 
da waren sie alle versammelt, die

«crème de la crème»: Staatsschüt­
zer Padrutt, Drogenfahnder 
Krauskopf, Ausländercontroller 
Hunziker, Asylverwalter Arbenz
und -  so ziemlich an den Rand ge­
drückt -  einige Mitarbeiter des 
Dienstes für Datenschutz. Ihr Infor­
mationsstand gehörte bezeichnen­
derweise nicht zum offiziell abge­
steckten Parcours! Dafür natürlich

alle anderen Datenbanken des 
EJPD: Von RIPOL über ZAR und 
AUPER zu ISIS und ASTERIX, 
von IDA und AFIS zu TDVBA bis 
hin zu Ausbauprojekten bestehender 
oder neuer Datenbanken. Die wohl 
zynischste Abkürzung erhielt die 
Drogendatenbank, kurz DOSIS ge­
nannt.
Die Frage nach Sparmassnahmen 
stellt sich offenbar in diesem Be­
reich gar nicht, im Gegenteil: ISIS 
wird ab 1. Oktober 92 eingespeist, 
DOSIS wird zur Zeit noch im inter­
nen Betrieb getestet und soll noch 
dieses Jahr in eine Versuchsphase 
überführt werden, im RIPOL ist die 
Schaffung einer Datenbank für un­
geklärte Straftaten geplant usw. usf. 
Und Party-Chef Koller dazu: «Es ist 
immer wieder eindrücklich zu se­
hen, wie vernetzt unsere postmo­
derne Welt in sehr kurzer Zeit ge­
worden ist....Es bleibt zu hoffen, 
dass wir uns dabei nicht verstricken. 
In etwas verstricken, das wir nicht 
gewollt haben. Ichelpreche die Fra­
ge des Masses an, mit dem wir uns 
die Technik zu Nutzen machen wol­
len. Zu viele -  vernetzte -  Systeme 
lassen sich beirrt Überschreiten einer 
gewissen Schwngle auch mit erheb­
lichem Aufwand kaum noch zuver­
lässig kontrollieren. Es besteht die 
Gefahr, dass aus zu vielen Einzelsy­
stemen «faktische Grosssysteme» 
entstehen, die unübersichtlich wer­
den, und deren technische Siche­
rungsmassnahmen sich gegenseitig 
zu ’unterlaufen’ beginnen. Vorbeu­
gen im Bereich der Sd herheit heisst 
daher auch, wie ich meine: Mass

halten und eine gewisse Beschei­
denheit üben.»
Mass halten? Im ZAR zum Beispiel 
sind 4,1 Millionen Ausländerinnen 
registriert (!), 30’000 neue Fichen 
warten darauf, ins ISIS eingege­
ben zu werden, 531’000 Personen 
sind im ASTERIX aufgeführt 
(Automatisierter Strafregisterindex), 
334’000 Personen (ohne Asylsu­
chende) im AFIS (Automatisiertes 
Fingerabdruck -  Identifizierungssy­
stem), llO’OOO polizeilich gesuchte 
Personen im RIPOL -  die Liste lässt 
sich beliebig fortführen.

Fichen-Fritz-Leserlnnen-Service:
Beim Komitee Schluss mit dem 
Schnüffelstaat können unter dem 
Stichwort «EJPD-Datenbanken» 
die wichtigsten Unterlagen bestellt 
werden: Referate, Übersichtslisten 
und kleiner Pressespiegel zu Fr. 15.- 
inkl. Portokosten.

WANTED
...zur Mitorbeit im Verbindungsbüro (Infor­
mationsdienst) des Polizeidienstes der 
Bundesanwaltschaff. Übersetzen und Er­
stellen von vorwiegend englischen (!? )  
Texten aus dem Bereich des Staatsschut­
zes...Abgeschlossene kaufmännische Aus­
bildung, selbständige Arbeitsweise, sehr 
gute Englischkenntnisse...
Telefon 0 3 1 /6 1  45 42 gibt Auskunft!
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Die glorreichen Zwölf!
«Wir müssen akzeptieren, dass die 
Fichenaffäre gezeigt hat, wohin es 
führt, wenn eine polizeiliche Such­
aktion ohne das Leitbild einer kon­
kreten Bedrohungslage sich sozu­
sagen selber die Aufträge gibt. Das 
Staatsschutzgesetz im Entwurf 
sorgt dafür, dass sowas nie wieder 
passieren kann, es sorgt dafür auf 
eine verblüffende Art: Es setzt eine 
Expertenkomission ein, die nun­
mehr für den Entwurf von Bedro­
hungsbildern zuständig ist und die 
nunmehr dafür zuständig ist, dass 
dem Staat die Bedrohungsbilder 
nicht ausgehen.

Das steht im Gesetz so drin und 
zwar wörtlich: ’Der Bundesrat um­
schreibt den allgemeinen Staats­

schutzauftrag und passt ihn peri­
odisch der Entwicklung der Bedro­
hung an’. Die Bedrohung wird po­
stuliert, dies ist auch ganz natür­
lich und einfach. In bedrohungslo­
sen Zeiten liegt die Bedrohung im­
mer darin, dass diese bedrohungs­
lose Zeit zu Ende gehen könnte, 
daraus entsteht ein unendlicher 
Leerlauf auf der Suche nach Bedro­
hungsbildern, die Schweizer Fi­
chenaffäre hat dies gezeigt.» So­
weit Prof. Krauss an der vom Komi­
tee organisierten EUROPOL-Ta- 
gung vom 20 Juni 92 in Bern.
Und dies sind die «Expertinnen» -  
immerhin war doch noch eine Ex­
pertin zu finden: Ulrich Faessler, 
Vorsteher des Poli
tes des Kantons Luzern; Lauren

Walpen, Polizeikommandant des 
Kantons Genf; Prof. Lucius Caf- 
lisch, Botschafter, EDA; Prof. Lutz 
Krauskopf, Direktor des Bundes­
amtes für Polizeiwesen; Divisionär
Peter Regli, Chef Untergruppe 
Nachrichtendienst und Abwehr 
(UNA) im EMD; Urs von Daeniken, 
Chef Bundespolizei a.i., Bundesan­
waltschaft; Prof. Urs Altermatt, Hi­
storiker, Universität Freiburg; Carla 
del Ponte, Staatsanwältin des Kan­
tons Tessin; Prof. Curt Gasteyger, 
Institut Universitaire de Hautes 
Etudes, Genf, François Gross, 
Chefredaktor Radio Schweiz Inter­
national, Jacques Pilet, Chefredak­
tor Le Nouveau Quotidien; Heinrich 
Steinmann, Generaldirektor 
Schweizerische Bankgesellschaft.


